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EUROPAISCHE KOMMISSION 
Generalsekretariat 

Direktion Β - Institutionelle und Verwaltungspolitiken 
Direktorin 

Brüssel, den 
SG.B.4/RH/bb - sg.dsg2.b.4(2014)4258653 

Per Einschreiben mit Rückschein 

Herrn Guido STRACK 
Allerseelenstrasse In 
D-51105 Köln 

Kopie per E-mail: 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx@xxxxxxxx.xxx 

Betrifft: Dir Antrag auf Akteneinsicht - AZ Gestdem 2014/4588 

Sehr geehrter Herr Strack, 

ich nehme Bezug auf Ihre E-Mail vom 9. Oktober 2014 und Ihren Antrag auf 
Akteneinsicht gemäß Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 über den 
Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und 
der Kommission (im Folgenden "Verordnung Nr. 1049/2001"). 

1. GEGENSTAND IHRES ANTRAGS 

Mit Ihrem Antrag ersuchen Sie um Zugang zu allen vorliegenden Dokumenten im 
Zusammenhang mit der Bescheidung Ihres Antrages auf Zugang zu Dokumenten 
GestDem 2014/679 (Schriftwechsel zwischen den Dienststellen der Kommission sowie 
mit Ihnen und Dritten in Bezug auf Ihre Erst- und Zweitanträge und deren Behandlung, 
sowie interne Vermerke, Aktennotizen und Entwürfe, jeweils mit Anlagen). 

2. BEWERTUNG UND SCHLUSSFOLGERUNGEN IM RAHMEN DER 
VERORDNUNG NR. 1049/2001 

Nachstehend sind die Dokumente aufgeführt, die unter Ihren Antrag fallen. 
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2.1. Dokumente, die sich bereits rechtmässig in Ihrem Besitz befinden 

Ein Teil der in der Datenbank befindlichen Dokumente ist bereits in Ihrem Besitz: 

- Ihre Erst- und Zweitanträge, 

- die Empfangsbestätigung, 

- die Warteantworten sowie Ihre Erinnerungsschreiben, 

- die deutsche Erstantwort der Direktion В des Generalsekretariats und 

- die deutsche Endfassung der Entscheidung der Generalsekretärin über den 
Zweitantrag. 

Eine erneute Übermittlung erübrigt sich somit, da Ihnen diese Dokumente entweder 
bereits von der Kommission zugesandt worden sind oder Sie als Antragsteller des 
Verfahrens GestDem 2014/679 bereits rechtmässigen Zugang zu diesen haben. Folglich 
ist Ihr Antrag insoweit als gegenstandslos zu betrachten. 

2.2. Dokumente, zu denen kein Zugang gewährt werden kann 

Der Austausch zwischen den Dienststellen zur Vorbereitung der Entscheidungsfindung, 
sowie die erstellten Entwürfe des Erst- und Zweitbescheides (einschliesslich der 
englischsprachigen Arbeitsentwürfe, die der jeweiligen Endfassung entsprechen) fällt 
gegenwärtig hingegen unter die Ausnahmevorschrift des Artikels 4 (3) 1. Unterabsatz der 
Verordnung Nr. 1049/2001 (Schutz des Entscheidungsprozesses). 

Artikel 4 Absatz 3 erster Unterabsatz der Verordnung Nr. 1049/2001 sieht vor, dass "der 
Zugang zu einem Dokument, das von einem Organ für den internen Gebrauch erstellt 
wurde oder bei ihm eingegangen ist und das sich auf eine Angelegenheit bezieht, in der 
das Organ noch keinen Beschluß gefaßt hat, verweigert [wird], wenn eine Verbreitung 
des Dokuments den Entscheidungsprozess des Organs ernstlich beeinträchtigen würde, 
es sei denn, es besteht ein überwiegendes öffentliches Interesse an der Verbreitung. " 

Der interne Austausch zwischen den beteiligten Dienststellen der Kommission und die 
entsprechenden Entwürfe der Erst- und Zweitbescheide stellen unzweifelhaft für den 
internen Gebrauch erstellte Dokumente dar, die im Rahmen von Beratungen und 
Vorgesprächen innerhalb der Kommission im Hinblick auf die Entscheidungsfindung zur 
Beantwortung Ihres Antrags auf Zugang zu Dokumenten verwendet wurden. 

Eine Offenlegung dieser internen Meinungsäusserungen würde die 
Beurteilungsspielräume der Kommission und die Möglichkeit der Dienststellen, ihre 
Beurteilungen frei und ohne äusseren Druck im Hinblick auf heutige und künftige 
Anträge vorzunehmen, ernstlich beeinträchtigen. Dies muss erst recht dann gelten, wenn 
die Klagefrist1 gegen die Entscheidung der Generalsekretärin vom 3. Oktober 2014 zu 
dem Antrag GestDem 2014/679 noch nicht abgelaufen ist. 

1 Zwei Monate ab Erhalt der Entscheidung, Artikel 263 (6) Vertrag über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV), zuzüglich 10 Kalendertage für die Zustellung einer Klageschrift, Artikel 
102 (2) der Geschäftsordnung des EU-Gerichts. 
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Solange die Möglichkeit der Anfechtung der Entscheidung der Generalsekretärin vom 3. 
Oktober 2014 und eines sich daran anschliessenden Rechtsstreits vor den Gerichten der 
EU besteht, ist auch der Entscheidungsprozess hinsichtlich Ihres Antrags GestDem 
2014/679 noch nicht als völlig abgeschlossen anzusehen, da eine Klage die 
Rechtmässigkeit der Entscheidung dem Urteil der Richter unterwirft. Diese könnten die 
Entscheidung für ungültig erklären (annullieren), was die Notwendigkeit einer 
Neubescheidung zur Folge hätte. 

Es kommt hinzu, dass ein Zugang möglicher Klageführer zu der internen Korrespondenz 
und des Gedankenaustauschs der Kommissionsdienststellen im Zuge der Anfechtung der 
Rechtmässigkeit der Entscheidung die "Waffengleichheit" der Kommission in einem 
Rechtsstreit ernsthaft beeinträchtigen würde, da sie selbst keinen solchen Zugang zum 
Meinungsaustausch zwischen dem Klageführer und seinem Rechtsbeistand hat. 

Überdies verweise ich auf Artikel 8 (1) der Verordnung Nr. 1049/2001, wonach ein 
Organ bei der Behandlung von Zweitanträgen entweder Zugang zu den gewünschten 
Dokumenten gewährt oder schriftlich die Gründe für die vollständige oder teilweise 
Ablehnung mitteilt. Dieser Verpflichtung ist die Kommission mit der Entscheidung der 
Generalsekretärin über Ihren Zweitantrag vom 3. Oktober 2014 in hinreichendem Masse 
nachgekommen. Ich kann keine darüber hinaus gehende, aus den Bestimmungen der 
Verordnung Nr. 1049/2001 erwachsende Rechtspflicht erkennen, auch den dieser 
Entscheidung zugrundeliegenden internen Schriftwechsel offenzulegen. Eine solche 
weitergehende Verpflichtung ist vom Gesetzgeber der Verordnung Nr. 1049/2001 nicht 
beabsichtigt. 

2.3. Dokumente, zu denen Zugang gewährt wird 

Was die übrigen Dokumente angeht, so kann ich den Zugang gewähren, soweit diese 
nicht die Vorbereitung der Entscheidungsfindung hinsichtlich der Erst- und Zweitantwort 
betreffen, wobei die Namen und Funktionen der beteiligten Beamten und Mitarbeiter -
unterhalb der Referatsleiterebene - geschwärzt wurde, um den Schutz der Privatsphäre 
und der Integrität des Einzelnen im Sinne von Artikel 4 (1) b) der Verordnung Nr. 
1049/2001 zu gewährleisten. 

- Email SG.B.4 an SG.B. 1 vom 5.2.2014 

- Email SG.B. 1 an DG DIGIT vom 6.2.2014 

- Email SG an SG vom 21.2.2014 

- Email SG DOSSIERS ACCES an SG.B.l vom 14.3.2014 

- Email SG DOSSIERS ACCES an SJ2 vom 16.7.2014 

- Emails SG an SJ vom 9.9.2014 und SJ an SG vom 12.9.2014 

- Emails Übersetzer an SG DOSSIERS ACCES und SG DOSSIERS ACCES vom 
18.9.2014. 

2 Juristischer Dienst. 
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3. TEILWEISER ZUGANG 

Ihnen wird somit im Sinne des Artikels 4 (6) der Verordnung Nr. 1049/2001 ein 
teilweiser Zugang gewährt, sowohl hinsichtlich der Anzahl, als auch hinsichtlich des 
Inhalts (Schwärzungen der personenbezogenen Daten) der angeforderten Dokumente 
betrifft. 

4. KEIN ÜBERWIEGENDES ÖFFENTLICHES INTERESSE 

Gemäß Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung Nr. 1049/2001 muß von den 
Ausnahmeregelungen für das Recht auf den (vollen oder teilweisen) Zugang zu 
Schriftstücken abgewichen werden, wenn ein überwiegendes öffentliches Interesse an 
deren Freigabe besteht. Dieses liegt allerdings nur dann vor, wenn die Veröffentlichung 
erstens erforderlich ist, um das Interesse der Allgemeinheit zu wahren, und dieses 
zweitens schwerer wiegt als der Schutz der Interessen in den Ausnahmeregelungen des 
Artikels 4 Absatz 3. 

Ich stelle fest, dass Sie keine Argumente vorgebracht haben, um ein solches 
überwiegendes öffentliches Interesse zu begründen. Im Gegenteil, ich entnehme dem 
Gegenstand und der Formulierung Ihres Antrags, dass dem eher die Verfolgung privater 
denn öffentlicher Interessen zugrunde liegt. 

Die Verordnung Nr. 1049/2001 dient ihrem Sinn und Zweck nach der 
Zugänglichmachung von Dokumenten der EU-Organe im Interesse der Allgemeinheit, 
die Verfolgung privater Interessen ist dabei nicht zu berücksichtigen 

Aufgrund des vorliegenden Sachstands ist davon auszugehen, dass Gründe für das 
Vorliegen eines überwiegenden öffentlichen Interesses hinsichtlich der 
zurückgehaltenen, bzw. der teilweise geschwärzten Dokumente nicht dargelegt worden 
sind. Dies führt zu dem Ergebnis, dass dem öffentlichen Interesse am besten durch den 
Schutz des Entscheidungsprozesses der Kommission gedient ist. 

Der Umstand, dass die angeforderten Dokumente Teil eines VerwaltungsVorgangs sind 
und nicht Gegenstand eines Gesetzgebungsverfahrens, für den der Gerichtshof ein 
erhöhtes Transparenzgebot anerkannt hat3, unterstreicht das vorstehende Ergebnis. 

J Siehe Urteil (Grosse Kammer) vom 29. Juni 2010 in der Rs. C-139/07 P, Kommission/ Technische 
Glaswerke Ilmenau Gmbh, Rn. 53-55 und 60; Urteil (Grosse Kammer) vom 29. Juni 2010, 
Kommission/ Bavarian Lager, Rn. 56-57 und 63. 

4 



5. RECHTSMITTELBELEHRUNG 

Im Einklang mit Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 können Sie 
einen Zweitantrag stellen, in dem Sie die Kommission um Überprüfung dieses 
Standpunkts ersuchen. 

Ein solcher Zweitantrag ist binnen 15 Arbeitstagen nach Erhalt dieses Schreibens an das 
Generalsekretariat der Kommission zu richten: 

Europäische Kommission 
Generalsekretariat 
Referat SG-B-4 „Transparenz" 
BERL 5/327 
B-1049 Brüssel 

oder per E-Mail an: xxxxxxxxxx@xx.xxxxxx.xx. 

Mit freundlichen Grüßen, 

Marianne Klingbeil 

Anlagen 

- Emails (9) 
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